
PIZZICATO

Tierische Tage im Weißen Haus
T hanksgiving, der Tag des großen Truthahnfestes. steht in

Trump-Country vor der Tür. Die Amerikaner reisen dieser Tage
kreuz und quer durch den Kontinent, um im Kreise der Familie
einen Turkey mit allem Drum und Dran zu verspeisen. Umgekehrt
wird ein Truthahn-Pärchen ins Weiße Haus verfrachtet, das aller-
dings nicht auf dem Teller Donald Trumps landen wird.

Den beiden Truthähnen bleibt das Schicksal ihrer Artgenossen
erspart. Es gehört nämlich zum Vorrecht eines Präsidenten, Trut-
hähne symbolisch zu „begnadigen“ und sie hinterher auf eine Farm
ins Ausgedinge zu schicken. Glückliche Truthähne!

Im haustierlosen Weißen Haus sind gerade tierische Tage ange-
brochen – wie in einem Zoo. Jüngst lud der Präsident „Conan“ vor
den Vorhang, jenen Schäferhund, der in Nordsyrien geholfen hatte,
den Terrorpaten Abu Bakr al-Baghdadi zur Strecke zu bringen. Lob,
Preis und Ehre wurden dem Hund der Eliteeinheit Navy Seals zu-
teil, für den der Film „Conan, der Barbar“ und Arnold Schwarzen-
egger Pate standen. Trump würdigte den heldenhaften „Conan“ als
„ultimativen Kämpfer“, als „harten Kerl, als „tough Cookie“, und Vi-
zepräsident Mike Pence kraulte ihm das Fell. Es gab wohl auch „Le-
ckerli“ – Kekse, Hotdogs, Hamburger, whatever. Vermutlich aber
kein Truthahnfleisch. Sonst würde die Nation aufjaulen. (vier)
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Nicht der Wunsch
ehemals blauer Wähler
„Die Abwärtsspirale in Rot-Blau
geht weiter“, Leitartikel von Rainer
Nowak, 25. 11.
Die Vorliebe von Rainer Nowak,
wie auch der „Krone“ und anderer
Medien, für eine türkis-grüne Ko-
alition ist offensichtlich. Dass dies
aber der Wunsch ehemaliger
blauer Wähler ist, die zum über-
wiegenden Teil wegen seines
Wahlversprechens, das „Mitte-
rechts“-Programm fortzusetzen,
zu Kurz wechselten, ist zu bezwei-
feln! Diese Zweifel und Bedenken
dürften aber auch sehr viele ÖVP-
Stammwähler haben, die schon
ihre Erfahrungen mit den Grünen
in Wien machen mussten.
Gerhard Grois, 1160 Wien

Politisches Desinteresse
oder Bequemlichkeit?
Zur Landtagswahl in der Steier-
mark vom Sonntag
Ich erlaube mir – fernab von jeder
Euphorie der Wahlsieger und dem
Kummer der Wahlverlierer – auf
ein Problem hinzuweisen, das
nicht nur die politischen Parteien,
sondern uns alle sehr nachdenk-
lich machen sollte: Bei der Land-
tagswahl in der Steiermark lag die
Wahlbeteiligung (laut Medien-
berichten) bei nur ca. 63 Prozent!
Dieses Faktum – mehr als ein Drit-
tel der Wahlberechtigten macht
von seinem Wahlrecht keinen Ge-
brauch – ist ein Alarmzeichen und
genau genommen eine Schande
für unser demokratisches System!

Daher scheinen mir folgende
(teilweise provokante) Fragen
durchaus berechtigt: Haben die
Österreicherinnen und Österrei-
cher den Begriff „Demokratie“ je-
mals verstanden (oder wieder ver-
lernt)? Ist die Politikverdrossenheit
in der Bevölkerung schon so groß,
dass keine der wahlwerbenden

Parteien mehr wählbar ist? Ist der
familiäre Sonntagsausflug wichti-
ger als die künftige Gestaltung
unseres Landes und unserer Ge-
sellschaft? Ist es politisches Des-
interesse oder reine Bequemlich-
keit, die viele davon abhält, alle
paar Jahre für circa zehn Minuten
ein Wahllokal aufzusuchen und
ihre Stimme abzugeben?

Vielleicht sollte man sich ein-
mal auch diesem durchaus wich-
tigen Thema widmen?!
Dr. Christoph Brenner, 3500 Krems

Kolumne missbraucht
„Mein Name ist Sebastian, ich weiß
von nichts . . .“, „Quergeschrieben“
von Anneliese Rohrer, 23. 11.
Die Seiten mit den Debattenbei-
trägen gehören wohl zu den besten
in der „Presse“ und sind einzig-
artig in Österreichs Zeitungsland-
schaft. Auch wenn man nicht mit
jedem Artikel übereinstimmt, so
ist es doch immer wieder interes-
sant, die verschiedensten Sicht-
weisen/Standpunkte zu Pro-
blemfeldern kennenzulernen.
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Was die Universitäten wirklich wollen
Gastkommentar. Der Reformbedarf im Universitätsrecht im weiteren Sinne ist zweifelsohne groß. Zuallererst sollte eine
Redemokratisierung der Universitäten eingeleitet werden. Auch die ministerielle Kontrolle sollte neu gedacht werden.

VON PETER HILPOLD

U nis stellen sieben Forde-
rungen“, lautete der Titel
eines am 22. November in

der „Presse“ erschienenen Artikels.
Dass die genannten „Forderun-
gen“ von den Universitäten stam-
men, lässt sich allerdings schwer-
lich behaupten – und noch weni-
ger, dass über diese Forderungen je
an Universitäten in repräsentativer
Form beraten worden wäre.

Es waren dies vielmehr Forde-
rungen der Rektoren. Was die Uni-
versitäten als überaus komplexe
Gesamtheiten von Lehrenden,
Forschenden, Studierenden und
Verwaltungspersonal (aber auch
als Einrichtungen, die einen brei-
teren Wissensvermittlungsauftrag
für die Gesamtbevölkerung erfül-
len) nun tatsächlich wollen, lässt
sich gar nicht so leicht sagen. Dies
auch, weil die in der Vergangen-
heit bestehende Mitbestimmung
weitgehend eliminiert worden ist.

Das UG 2002 reformieren
Somit lassen sich nur noch „Wün-
sche“ oder „Vorschläge“ formulie-
ren, die primär durch ihre qualita-
tive Güte überzeugen sollen. Das
leitet schon zum ersten „Wunsch“
über: die Redemokratisierung der
Universitäten.

Vielleicht könnte die (Wieder-)
Einführung von Foren, die einen
breiteren, offenen Meinungsbil-
dungsprozess erlauben und för-
dern, tatsächlich einen wertvollen
Beitrag für den – kontinuierlich
notwendigen – Reformprozess
leisten. Dazu bedürfte es aber
einer grundlegenden Reform des
UG 2002. In diesem Zusammen-
hang müsste wohl auch der Be-
stellmodus der Rektoren über-
dacht werden, der in einer Demo-
kratie etwas mehr an Partizipation
verlangen und vertragen würde.

Eng damit verbunden wäre die
Einführung von Funktionsbe-
schränkungen, die nicht nur zu
einem Wechsel der Entschei-
dungsträger, sondern auch zu
mehr Vielfalt und mehr Wettbe-
werb an Ideen führen sollten – kein
Nachteil für eine Universität. Selbst
bei bester Eignung sollte niemand
länger als 15 Jahre im selben Rek-
torat sitzen. Auch Altersbeschrän-
kungen (etwa 75 Jahre) sollten zu-
mindest bei Führungsfunktionen
ernsthaft überlegt werden.

Dagegen scheint die Pensio-
nierungsschwelle für Universitäts-

professoren, die bei 65 Jahren liegt,
international niedrig angesetzt zu
sein. Auch um ein unwürdiges Ge-
zerre um sog. Paragraf-99-Profes-
suren zu vermeiden, die dann viel-
leicht eher nach Maßgabe der per-
sönlichen Nähe zum Rektorat als
aufgrund hervorragender wissen-
schaftlicher und didaktischer Leis-
tungen vergeben werden, könnte
angedacht werden, zur ursprüngli-
chen Emeritierungsschwelle von
68 Jahren zurückzukehren. Dies
immer unter der Voraussetzung,
dass eine hervorragende akademi-
sche Leistung nachgewiesen wird.

Dieser Nachweis sollte aber
vorzugsweise gegenüber einem
objektiven externen Gremium er-
bracht werden müssen. Es gibt
Fragen, bei denen die Vorteile der
Universitätsautonomie gegenüber
den Nachteilen zu großer Nähe be-
ziehungsweise Befangenheit das
Nachsehen haben.

Externe, neutrale Kontrolle
Dies leitet zum nächsten Punkt
über: Eine verfassungskonforme
Universitätsautonomie setzt wirk-
same externe, neutrale Kontroll-
mechanismen hinsichtlich der Ge-
setzmäßigkeit der Handlungen der
autonomen Einrichtung voraus.

Im Prinzip zwar vorgesehen, muss
die ministerielle Kontrolle aber
neu gedacht werden, wenn sie
etwa bei massiver Verletzung der
Lehrverpflichtungen durch meh-
rere Professoren einer Fakultät in-
aktiv bleibt; oder wenn sie bei Ad-
personam-Berufungen auf der
Grundlage von § 99 UG 2002 nicht
einschreitet. Eine grundlegende
Neufassung des verunglückten
§ 99 UG 2002 wäre dabei hilfreich.

Dass es an den österreichi-
schen Universitäten eine Abkür-
zung zur Berufung unter Ausschal-
tung von Wettbewerb geben soll,
ist sachlich nicht zu erklären oder

zu rechtfertigen. Dabei war der
Gedanke, der ursprünglich der
Einführung der sogenannten Para-
graf-99-(3)- und -(4)-Verfahren zu-
grunde gelegen ist, ein guter: An-
gesichts mangelnder „ordentli-
cher“ Professorenstellen sollten
hoch qualifizierte interne Habili-
tierte auf ihrer eigenen Stelle in die
Professorenkurie gehoben werden.

Zweckentfremdetes Verfahren
Bald schon aber ist dieses Verfah-
ren völlig zweckentfremdet wor-
den – zu einem Instrument, das
die Beförderung nach Belieben der
Rektoren und der lokalen Funk-
tionsträger erlaubte, wobei die
Rechtfertigungen nach außen bis
zu einem „Signal“ gegenüber einer
Landesregierung (!) reichten.

Aber auch das generelle Beru-
fungsverfahren gemäß § 98 be-
dürfte einer grundlegenden Neu-
fassung, die mehr internationalen
Wettbewerb nicht nur erlaubt,
sondern fördert. Und dort, wo
grundlegende Rechtsprinzipien in
einem Berufungsverfahren mit Fü-
ßen getreten werden (etwa bei ma-
nifesten Befangenheiten der Kom-
missionen), muss endlich dem
Verfassungsrecht und dem EU-
Recht Genüge getan werden und

eine Konkurrentenklage zugelas-
sen werden. Das Recht auf einen
wirksamen Rechtsbehelf ist EU-
rechtlich garantiert (Art. 47 der
Grundrechte-Charta).

Angesprochen wurde in dem
„Presse“-Artikel auch die angebli-
che Belastung der Universitäten
durch inaktive Studierende sowie
das Finanzierungsproblem gene-
rell. Dass die Finanzierung der ös-
terreichischen Universitäten auf
Dauer ein Problem darstellen kann
– vor allem, wenn Österreich eine
Gratisausbildung für den ganzen
deutschen Sprachraum anbietet –,
kann nicht in Abrede gestellt wer-
den. Diesem Problem könnte man
aber ohne Weiteres durch innova-
tive Ansätze für eine neue Studien-
gebührenregelung beikommen.

Ein neues Stipendiensystem
Wie bereits andernorts ausführli-
cher dargestellt, könnten Studien-
gebühren, die den effektiven Stu-
dienplatzkosten zumindest ange-
nähert würden, Abhilfe schaffen.
Gleichzeitig müsste aber ein völlig
neues Stipendiensystem geschaf-
fen werden, das auch die „Mittel-
schicht“ erfasst und auch Studien
von Inländern im Ausland (auch
an privaten Unis) berücksichtigt.
Wohlhabendere müssten die Stu-
diengebühren zur Gänze von der
Steuerbemessungsgrundlage ab-
ziehen können.

Es wäre dies ein innovatives
Modell, das die Vorteile des Mark-
tes zum Tragen bringen würde
und gleichzeitig eine umfassende
soziale Abfederung vorsähe.
Gleichzeitig entfiele damit auch
die Grundlage für wechselseitigen
Futterneid zwischen Universitäten
und Fachhochschulen (bzw. priva-
ten Universitäten): Der Markt und
die Studierenden würden ent-
scheiden, wobei selbstverständlich
eine konsequente Qualitätskon-
trolle durch das Ministerium (auch
gegenüber den Universitäten!) be-
gleitend greifen müsste.

Die Ausschaltung von Wettbe-
werb, von demokratischer Mitbe-
stimmung und von Partizipation
schaffen laufend neuen Interven-
tionsbedarf, neue Mängel, ver-
schiedentlich auch ganz offene
Missstände. Der Reformbedarf im
Universitätsrecht im weiteren Sin-
ne ist zweifelsohne groß. Beginnen
wir also mit der Redemokratisie-
rung der Universitäten.
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